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455/J A n fra e~ 
der Abg~ IC a n d 1.\ t s c h, Dipl.';'Ing. Dr. S ehe uo n, 11 e rz ,e la', 

S t end e' b a. c h t Dr;, P f, ,e i f e r, Dr. G red 1 e r und Genossen 

an die~undesregierung, 

betreffend,Einführung einer Invaliditäts~ und Altersversio~erung fUr'selbständig 

Erwerbstätige. 

:Die Frage der A:t,terspension für die selbständ~g Erwerbstätigen ist zu 

einem dringlich zu lös,enden Problem geworden~ Unsere Fraktion hat schon bei den 
Beratungen des ASVG. im'Sozialausschuss und Plenum. des Parlamentes darauf hinge­

wiesen, daß die veränderte E1.nkommenstruktur eine Ausweitung der Sozialversioherung, 

auf alle Schichten der Bevölkerung gebiete. Im Ausschussbericht zum ASVG.wurde 

dieser Meinung als Ansicht aller Fraktionen Ausdruck gegeben. 

Das Bedürfnis, auch den s,elbständig Erwerbstätigen einen SOhutz ill1 Alter 

und ,im Falle der Invalidität zu gewähren,besteht im Grund genommen sChQn seit 

langem und hat bereits !mersten Jahrzehnt unseres Jahrhunderts zu eingehenden 

Beratungen, ja fertigen Entwürfen der damals im Amt befindliohen Regierungen 

und zu Initiativen im österreichisohen Parlame~t geführt, So' schuf der Handels­

minister Dr.vc;m Bärenz:either im Jahre 1908 einen Arbeitsbeir~t, der sioh mi,.tder -

Sozialversicherung für die Baue~n und Kleingewerbetreibenden befa,ate, Ihm gehör­

ten hervorragende VOlkSWirte, Industrielle und GeVierkschafter, wie Hainisch, 

Mataja, Kienböo~, Kunsc~akt Snd,tm und Verkauf an. Das unter Dr.von Körber er ... . ., . . . 

stellte Sozial .. Reformprogramm wurde 1908 dem Parlament vorgelegt, blieb aber 

gleiCh de~ 1911 erfolgten Vorlage unerledigt. ,NoOh 1914 wurde der Versuch unter­

nommen, dieses Programm durchzuführen, was duroh den Ausb~oh de~ Krieges hicht 
mehr gelingen ,eioll te, Auoh in der Ersten Republik: ist das Thema einer Alters­

und Invaliditätsversicherung für die selbständigen Wirtschaftstreibenden immer, 

ein Gegenstand der soZlal~olitischen Diskussion gewesen. Fast bei jeder gesetzli­

chen Regelung der SOzialversicherung für die Arbeitnehmer wurde darauf hingewie­

sen, daß auoh für die Selbständigen Ähnliches gesohaffen werden müsse, 

Die mit dem Kriege und der Nachkriegszeit verbundenen Umschichtungen der 

Bevölkerungsstruktur sowie die großen steuerlichen Belastungen des kleineren 

und mittleren Einkommens ha.ben dazu geführt, daß auoh für die breite Masse der 

Selbständigen ein& ausreiohende eigene Vorsorge für den Fa1lder Inva.1idität und 

des Alters nioht mehr mög1ioh ist. Der Mangel e~nerden Existenzbedarf gewähr .. 

laistendanAltaJ;'sversorgung fördert die Überalterung in den Betrieben, eine Er-
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schc;inung1 die sich besonders im Bereiche der LandWirt6?haft sohr ungünstig 

aus\1irkt, da sie eine z>Jitgerechtc Üborgabe der BGtriobe vorl'dndert" Im Jahro ... , 

,1953 wUrd\)~ um dem unbefriedigenden Zustand zu begegnen] das HandelskanuI/Taltors~·, 
I 

'mterstüt~3ungse;esütz ohne B~fragung der BetroffoJ1ert i obwohl der damaligö P:r':;si­

clent der' Bundeswirtschaftskammer und heutige Bundeskanzler d'Jn Gcywrbetrui>. ,1.]1 

eine Urabstimmung in Aussicht stellto j beschlossen" Es hat sich keineswegs 

'bewährt .. Das Gesotz sieht zwar 1,;/"10 boi einer Versicherung eine Beitragspflicht 

für al10 Kammermitglieder vor, doch können nur di0 Bedürftigen n~ch Zurückl(;-'-l;:j 

'des· Gewerbescheines die Altersunterstützuilg erlangen. J;ler Leistung nach liegt 

also trotz derallgemeinon Beit~ägspflicht nur Fürsorß'e vor. Dieses ZWitterrs,·,-' 

bilde von Versicherung 1l."ld Fürsorge wird von der Mehrzahl der Beitragspflichti~ 

,gen$ die nicht in den Genuss der Loistung kommen können~ abgelehnt. 

Besondere Bedeubmg kommt dor Einfi.ihrur.g einer Rente im Falle dauernder 

Inv[üidität deshalb zu, \7oi1 in vielen Spartim des Kleingewerbes und Handols der 

Einmann~etrieb dominiert t sodaß die,Inv~üidi tät gleichbedeutend ist mit Er\lerbs­

v0:Hust. Nach Auffassung der anfragestel1endon Abgeordneton ist es hoch an der 

~oit, oine auf dem Prinzip d0r Versicherung beruhende Invaliditäts- und Alters­

v0rs.orgung für die selbständig Erworbstätigen einzuführen. Sie hätte folgende 

Grundsätzo zu beachten~ 

l~) Die wesentlichen'B~stirr~ungen der Altersversicherung sollten vom ~undes­
ministerium für soziale VervvCt.ltung im Eil'!-vernehmen mit den zuständigen Bundesmi­

nisterien (Bundnsministel'ium für Ha~.,d.!.Ü und 'Niod~.raufbaut Bundosminlsterium für 

Land- und Forstwirtschaft usw ~) ausgc!arbo i tot und über die Kammer dGlll Betroffenen 

zugeleitet werden, damit diese siCh in einer Urabstimmung dazu äussern könn~n, 

ob. sie eine gesetzlicho Invaliditäts ... und Altersversicherung überhau.pt, und Wenn 

j,a, in der ihnen vorgelegton Form bejahen oder nicht. 

2.) In die Al tors- und InvaliditätsversichorU11g wären, sollte die Urabstim­

mung eine Mehrheit dafür geben, alle selbständig El.'Ylerbstätigen ohne Rücksioht, 

auf die Höhe ihres Einkorr~ons einzubezieheri~ Da es nicht zUIDutbar ist, von einem, 

Versicherten Zwangsbeiträ~o einzuheben, ihn abor vom Bezuge einQr Alterspension 

auszuschliesscIl t wären zweierlei Arten von Pensiqnen einzufÜhren: 

a) ej,ne l?ension1 auf die~jGder männliche ~[orsicherte mit 65 Jahren und 

weibliohe Versicherto'mit 60 Jahron im Verhältnis zur Boitragsleistung 

einen unbcdingtm~' Anepruch hat; 

b) für dem V0rsichertoYl'l der. im 1h::;,Ur:.' der Irr':-r!.1idität od(~r Erroichu.1"lg der 

Altersgrenze nicht mohr 'in der Lage 1:st, .:leinen Lebonsunterhalt durch ei ... 

gene i.l..rbeit ZLl sichorn und d,~r doshalb gezwungen ist t seine berufliohe: 

Tätigkeit aufzugoben, soll zu seiner de~ Beitragsleistung entsprechenden 

Pension oino Zusatzpension treten, die d1..1rch Zuschüss3 dos Bundes a.n den 

V ors iC~1er'llngs träger zu dce ken 18 t" 

.,. , 
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3.) Die Mindesthöhe der durch Staatszuschus's verbessertenPeneion dürfte 

die eritsprechenae~ Sätze beim ASVG. nicht unterschreit~n. BedUrftigkeitsprüfun­

gen nach den fürsorg~rechtlichen Bestimmungen müßten unterbleiben. " 

. 4.,) :Pie Verwaltung d:i,.eser Pensionsversicherung sollte so e1rifachwie mög- , 

lich gesta.ltet und die Verwaltungskosten sollten möglichst niedrig gehalten wer ... . . . . .. 
den. Daher wäre eine eigene Versicherungsanst~lt, aber auch 4ie Errichtung von 

Bürogemeinschaften mit be,stehenden Versicherungst:digern a.bzulehnen. Vielmehr er­

s~heint die natÜl'l.iche Lösung Ilaheliegend, daß die zuständigen 'Kammern mit der 

Durchf'Ührung der Alters- und Invaliditätsversi~herungbetraut werden. 

5.),Die Finanzierung der Inva11d~täts- und Altersversicherung für selbstän. 

dig Erwerbstätige soll, wie bereits angeführt, auf der Beitr~sleistung der Ver~ 
, 'I , 

sicherten und einem Bundeszuschuss beruhen. Die Beitragshöheist nachdem Ein-

k<>InlOO:h zu staffeln, wobei eine Höchstgrenze für die Beitragsgrundlageuncrläß­

lich ist. Bei der ErstellUl'l8 des Mindestbeitrages und der BeitragShöhe in den 

'unteren :Einkommenssohiohten ist auf die wirtschaftliche Lage der Versicherten 

im höchstmöglichen AusmassG Rüoksioht z~ nehmen~ 

6.) Für die Aufbringung des Bundeszuschusses ist ein nel,1er Weg zu be­

schreiten; und, zwar durch Einführung einer Gewinnabgabe,a.us der österreichischen 

Erdölwirtschaft dergestalt, daß ein fixer l?etrag pro Tonne gefördert,en Erdöls 

zweckgebunden an das Ministerium für Finanzen abgeliefert wird. 

Den unterzeichneten Abgeordneten ist es bewußt, daß die Durchführung 

einer Invalid.itäts ... und Altersverßicherllnß' für die Selbständigen in der Wirt­

schaft ein schwieriges Problem darstellt. S,ie wird nur gelingen, wenn der unbe­

dingte Wille vorhanden ist, mit der Schaffung 'eines solchen Gesetzes eine große 

Lücke der österreichischen Sozialgesetzgebung zu schlieBen~ und wenn die Rege~ 

lung auf Grundsätzen aufgebaut ist, welche d~eZustimmung von den zukünftigen 

Ver,siche~ten gefunden haben. 

Die unterzeichneten Abgeordneten haben deshalb in dieser Anfrage zwei 

Momente besonders berücksichtigt. Einmal die Herausarbe1tW'lg der wesentlichen 

Grundsätze für eine Selbständigenpension und andererseits das Verlangen nach 

einer Urabstir!lJIlUllg der Betroffenen. Sie stellen daher an die österreiehische 
., 
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Bl.1lldesreg1el'Ul'1ff4ie' 

'll. n fra ß e : 

Ist die B~'.erlgierurig bereit, 

1.) die in ,der AM'~~tQ~Fündung niedorgclegten G~Qätu als Grundlage für 

einen Ent~ ADluerkennen, duroh den eine gese,zlie~~ Invaliditäts- und 

Alter~versichel"\'U,1g für selbständig Erwerbstä,tige \ieregQlt worden soll, 
: ... / .-

2.) im Zusammenwil"k$J.l der zuständigen Ministerien mit den llerufsorganisationen 

oinen gesetzli~~ ~ntwurf ehestens auszuarbeiten, 

3.) die wGsentlichsten Bestimmv.ngen dieses Entwurfes dureJh die Ka.mmern den Be ... 

troffenen vorlegen zu la.ssen, damit diese in Urabsti~ entsoheiden kön­

nen, ob sie sioh mit der Mehrheit für die Einfühl1lllß' einer Invaliditiits­

und AlterliJ'e .... o:. überhaupt a.ussprechen und ob sia der vo;t'geschlagenen Lö­

sung z.t~können oder eine andere wünsohen? 

...... -.- ....... 
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